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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwal-
tung des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2023/2024 in seiner 24. Sit-
zung am 1. Dezember 2022 beraten. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
12/1 bis 12/5, 12/7 bis 12/19 sowie der Entschließungsantrag 12/6 sind diesem 
Bericht beigefügt (siehe Anlagen).

Der Berichterstatter für den Einzelplan 12 ohne Kapitel 1201 – Steuern – und Ka-
pitel 1205 – Kommunaler Finanzausgleich – führt in seiner Berichterstattung zum 
Einzelplan 12 – ohne die Kapitel 1201 und 1205 – aus, dass dieser der größte Ein-
zelplan des Landeshaushalts sei. Hier seien nahezu alle Einnahmen des Landes 
etatisiert mit jeweils knapp 56 Milliarden € in den Jahren 2023 und 2024.

Zur Schuldentilgung seien auf der Grundlage der Steuerschätzung vom Mai die-
ses Jahres, in der der Krieg in der Ukraine noch nicht seinen Niederschlag gefun-
den habe, im Haushaltsentwurf für 2023 etwa 268 Millionen € und für das Jahr 
2024 rund 478 Millionen € vorgesehen. Mit der neuen Steuerschätzung vom Ok-
tober sei es über die Konjunkturkomponente bei gleicher Berechnungsgrundlage 
möglich, Schulden in Höhe von 1,25 Milliarden € aufzunehmen. Darin sehe man 
die Veränderung der Entwicklung in diesem kurzen Zeitraum.

Aktuell gebe das Land knapp 1,5 Milliarden € pro Jahr für den Schuldendienst 
aus. Dabei müsse im Blick behalten werden, dass das Land während der Coro-
napandemie massiv Schulden in Höhe von 15 Milliarden € aufgenommen habe. 
Demgegenüber seien es beim Bund 800 Milliarden € gewesen. Bis vor zwei Jah-
ren habe der Schuldenstand Baden-Württembergs 45 Milliarden € betragen. Jetzt 
seien es knapp 60 Milliarden €. Gemessen am gesamten Haushaltsvolumen betra-
ge der Schuldendienst rund 2,5 %.

Die Ausgaben für die Versorgung bildeten dabei mit ca. 10 % den größten Posten 
des Gesamthaushalts. 71 % davon entfielen auf die Bereiche des Kultus- und des 
Wissenschaftsministeriums sowie 13 % auf die Polizei. Die restlichen 16 % ver-
teilten sich auf die übrigen Ressorts. In absoluten Zahlen seien dies inklusive der 
Beihilfe knapp 7 Milliarden €.

Den nächsten größeren Block machten die sächlichen Verwaltungsausgaben aus. 
Schon ohne die Kostensteigerungen während der Ukrainekrise zeige sich hier eine 
Entwicklung nach oben, und zwar sowohl bei den Mietkosten als auch bei den 
Bewirtschaftungs- und Energiekosten. Dies werde sicherlich auch Auswirkungen 
auf die Planungen des Landtags selbst haben, für den ja noch der Neubau des 
Hauses der Abgeordneten anstehe.

Von den Investitionsausgaben in Höhe von 2,3 Milliarden € im Jahr 2023 bzw. 
von 2,4 Milliarden € im Jahr 2024 mache einen Großteil der kommunale Finanz-
ausgleich aus. Hinzu kämen rund 1,7 Milliarden € neue Gesamtbaukosten, die 
allerdings noch nicht in den kommenden zwei Jahren komplett verbaut würden. 
Im Kapitel 1208 – Staatlicher Hochbau – fänden sich dazu Einzelheiten.

Weiter seien die Zuführungen an Rücklagen und an das Sondervermögen „Baden-
Württemberg 21“ in Kapitel 1212 – Sammelansätze – veranschlagt. Dass die Rück-
lage für Haushaltsrisiken in diesen Krisenzeiten anwachse, hänge damit zusammen, 
dass die Entnahmen in der Haushaltsaufstellung natürlich noch nicht hätten hinrei-
chend konkretisiert werden können. Aber hierzu würden im Haushaltsplan auf den 
Seiten 275 und 276 drei Risikokriterien aufgeführt, die von den Regierungsfrak-
tionen mit ihrem Änderungsantrag 12/18 noch um weitere vier Kriterien erweitert 
werden sollten. Dabei gehe es u. a. um das Entlastungspaket III, das die Länder 
zusammen mit dem Bund auf den Weg gebracht hätten, sowie um etwaige Landes-
programme und landesspezifische Stabilisierungsmaßnahmen infolge des Ukraine-
kriegs.
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Für den Entwurf des Einzelplans 12 sei ein weiterer Anstieg der Einnahmen 
gegenüber 2022 insbesondere durch weiter steigende Steuereinnahmen zu ver-
zeichnen. Die Gesamtausgaben stiegen im Vergleich mit dem Jahr 2022 auch an, 
würden jedoch im Jahr 2024 wieder sinken. Dies gehe vor allem auf gestiegene 
Personalausgaben – insbesondere globale Mehrausgaben für Personalausgaben – 
sowie auf die im Jahr 2023 einmalig vorgesehenen Zuführungen an Rücklagen 
zurück.

Abschließend dankt der Berichterstatter allen Beschäftigten des Finanzministe-
riums für ihre wichtige Arbeit in schwieriger Zeit mit komplexen Herausforde-
rungen.

Der Berichterstatter für das Kapitel 1201 trägt zum Kapitel 1201 – Steuern – vor, 
darin würden diejenigen Einnahmen dargestellt, die Baden-Württemberg aus Steu-
ern voraussichtlich zu erwarten habe. Hierzu zählten zunächst die Landesanteile an 
den Gemeinschaftsteuern, deren Aufkommen nach Artikel 106 Absatz 3 des Grund-
gesetzes Bund, Ländern und Gemeinden gemeinschaftlich zustehe. Zu diesen Ge-
meinschaftsteuern gehörten die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer sowie die 
Umsatzsteuer. Zugrunde liege dem Haushaltsplan das Ergebnis der Steuerschätzung 
vom Mai dieses Jahres, wenngleich es inzwischen die neue Steuerschätzung vom 
Herbst gebe.

Der Landesanteil an diesen Gemeinschaftsteuern sowie der Gewerbesteuerumlage 
werde im vorgelegten Staatshaushaltsplan für die kommenden zwei Jahre 41,5 
Milliarden € bzw. 42,8 Milliarden € betragen. Aus eigenen Landessteuern erziele 
Baden-Württemberg in den Jahren 2023 und 2024 weitere Einnahmen von jeweils 
rund 4,8 Milliarden €. Die wichtigsten Steuern unter den Landessteuern seien 
dabei die Grunderwerbsteuer mit jährlichen Einnahmen von rund 2,6 Milliarden € 
und die Erbschaftsteuer mit rund 1,75 Milliarden €.

Die gegenüber der letzten Steuerschätzung erneut ansteigenden Steuereinnahmen 
mit einem Plus von knapp 3,1 Milliarden € gegenüber dem Vorjahr seien leider 
nicht das Ergebnis eines wirtschaftlichen Aufschwungs, sondern eher einer im 
zweistelligen Bereich angewachsenen Inflation. Die Wirtschaftsentwicklung für 
2023 werde im Kontrast dazu vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung negativ prognostiziert. Die OECD errechne für 
Deutschland sogar ein Minus von 0,5 % für 2023. Die Kombination aus Inflation 
und Stagnation sei bekanntlich die Stagflation.

Deutschland bilde mit dieser Prognose ein Schlusslicht innerhalb der EU. Ursäch-
lich dafür seien auch die im europäischen Vergleich besonders hohen Energie-
preise, vor allem die Strompreise, bei denen das Land über seine Beteiligungen 
an der EnBW durchaus preisbildenden Einfluss besitze. Trotz Entlastungen für 
die Bürger, die aber nur punktuell und zeitlich begrenzt erfolgten, müssten breite 
Bevölkerungsschichten erneut mit Einbußen beim Realeinkommen rechnen. Dies 
mindere die Ankurbelung der Binnenkonjunktur, die für eine Trendwende nötig 
wäre.

Aufgrund der erwarteten schwachen wirtschaftlichen Entwicklung werde für das 
Jahr 2024 mit einem wesentlich geringeren Anstieg der Steuereinnahmen gerech-
net. Hierbei sollte bedacht werden, dass Steuerschätzungen generell mit erheb-
lichen Risiken behaftet seien, und zwar insbesondere dann, wenn Einnahmezu-
wächse überwiegend auf Inflation und Steuerprogression basierten und nicht auf 
solidem Wachstum.

Bei der Grunderwerbsteuer als einer der wenigen reinen Landessteuern sei im 
vorliegenden Haushaltsentwurf trotz deutlich zurückgehender Baugenehmigungs-
anträge nochmals ein Zuwachs um 25 Millionen € bzw. um 40 Millionen € ver-
anschlagt. Dies sei bereits durch die Herbst-Steuerschätzung deutlich nach unten 
korrigiert worden. Die erwartbare Reaktion der EZB auf die anhaltend hohe Infla-
tion könne gerade hier weiter dämpfend wirken.

Bei den Gemeinschaftsteuern erweckten weiter steigende Lohn- und Einkommen-
steuern bei gleichzeitig sinkenden Reallöhnen ebenfalls wenig Freude. Notwen-
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dige private Investitionen in die Immobiliensanierung oder in die energetische 
Ertüchtigung der Gebäude würden dadurch nicht befördert.

Soweit er (Redner) habe feststellen können, sei sich die Landesregierung durch-
aus im Klaren darüber, dass die hohe Inflation auch auf die Ausgabenseite des 
Haushalts durchschlagen werde. Dies sei von ihr auch schon berücksichtigt wor-
den. Damit unterscheide sich das Verfahren positiv von dem in anderen Bundes-
ländern und im Bund.

Eine Prognose der tatsächlichen Entwicklungen im Jahr 2023 sei angesichts der 
großen geopolitischen Risiken, die nicht dem Einfluss der Bundes- oder der Lan-
desregierung unterlägen, sehr schwierig. Zu empfehlen wäre daher eine möglichst 
resiliente Haushaltsführung, die einen Spielraum für Reaktionen auf weitere Stö-
rungen ermöglichen würde, um etwaige weitere externe Schocks abzufangen.

Zum Schluss bedankt sich der Berichterstatter bei den Mitarbeitern des Minis-
teriums für die Unterstützung bei der Berichterstellung sowie insgesamt für die 
relativ solide Arbeit im Finanzministerium.

Der Berichterstatter für das Kapitel 1205 erklärt, das Kapitel 1205 – Kommunaler 
Finanzausgleich – sei sicherlich nicht das größte Kapitel, aber es gehe bei ihm 
doch um bedeutende Beträge im Bereich von 15 Milliarden €. Der Kommunale 
Investitionsfonds bleibe stabil bei 1,115 Milliarden €. Die kommunale Investi-
tionspauschale, die 2022 noch bei 1,07 Milliarden € gelegen habe, steige 2023 an 
auf 1,138 Milliarden € sowie 2024 auf 1,198 Milliarden €.

Bei der Frage, ob die Kommunen gut unterstützt oder vom Land zu knapp gehal-
ten würden, habe er insgesamt den Eindruck, dass es bei den Finanzbeziehungen 
zwischen Bund, Land und Kommunen angesichts der gegenwärtigen Krisen relativ 
fair zugehe. Dies zeige auch ein Blick auf die Kürzungsbeträge nach § 1 Absatz 1 
Nummer 1 des Finanzausgleichsgesetzes. 2011 sei das Land mit einem Kürzungs-
betrag von 708 Millionen € gestartet, der 2015 dann auf 540 Millionen € abgesenkt 
worden sei. In einer quasi kontroverseren Phase zwischen Land und Kommunen 
habe es 2017 schließlich einen Anstieg auf 861 Millionen € gegeben. In der Co-
ronakrise sei es zu einem kommunalfreundlichen „Absturz“ gekommen und aus 
dem Kürzungsbetrag sei sogar zum ersten Mal ein Zuschuss in Höhe von 186,5 
Millionen € geworden. 2021 habe der Betrag wieder ein übliches Maß von 497 
Millionen € angenommen und sei dann 2022 auf 827 Millionen € gestiegen. Mit 
dem jetzt vorliegenden Doppelhaushalt erhöhe er sich auf 952 Millionen € bzw. 
auf 892 Millionen €. Dennoch bezeichne er die Finanzausstattung der Kommunen 
durch das Land mit Anhebung des Ausgleichstocks auf 120 Millionen € im Jahr 
2023 und auf 140 Millionen € im Jahr 2024 ebenfalls als fair.

Der aktuelle Bericht der Gemeinsamen Finanzkommission zeige darüber hin-
aus, dass das Land die 260 Millionen € für die Flüchtlingsunterbringung, die der 
Bund dem Land über seinen Bundesanteil an der Umsatzsteuer zur Verfügung 
gestellt habe, voll an die Kommunen weitergeleitet habe. Hätte das Land hier 
nichts getan, hätten die Kommunen 60 Millionen Euro (23% von den 2022 wei-
tergeleiteten 260 Millionen €) doppelt erhalten. Nun müssten die Kommunen 
deswegen im Jahr 2023  60 Millionen € zurückzahlen. Bewerte man dies ins-
gesamt, den Zuwachs bei der Kinderbetreuung, die Förderprogramme zwischen 
Land und Kommunen und die Weiterleitung der Bundesgelder in diesen Be-
reich, komme man zu dem Ergebnis, dass es sich hier durchaus um einen fairen 
Haushalt handle.

Abschließend dankt er ebenfalls den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Fi-
nanzministeriums für die Unterstützung bei der Erstellung seines Berichts.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden bei 
jedem Aufruf von Kapiteln, Anträgen und weiteren Beratungsge-
genständen nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der Vielzahl 
der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. Soweit also 
nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache vermerkt sind, ist 
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der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die Beschlussfassung 
eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt vom Vorwort ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 1201

Steuern

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 12/1, 12/3 und 12/9 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erläutert, für die Senkung des 
Grunderwerbsteuersatzes, die seine Fraktion auch in der Vergangenheit schon 
beantragt habe, seien jetzt die zu erwartenden geringeren Einnahmen nach der 
Herbst-Steuerschätzung und die dramatische Situation auf dem privaten Woh-
nungsmarkt und dem Baumarkt mit einem Rückgang um bis zu 25 % gute Argu-
mente. Nachdem das Land in den vergangenen zehn Jahren mit steigenden Im-
mobilienpreisen von dieser Steuer sehr stark profitiert habe, sei es nun an der Zeit, 
die Senkung des Grunderwerbsteuersatzes endlich zu realisieren.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE weist darauf hin, dass die Einnahmen aus 
der Grunderwerbsteuer de facto zweckgebunden in die U-3-Betreuung gingen. In-
sofern hätte er gern einmal einen Vorschlag zur Gegenfinanzierung gehört, sollte 
dieses Geld durch die Absenkung des Grunderwerbsteuersatzes nicht mehr an die 
Kommunen fließen.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP repliziert, einem Mitglied des Fi-
nanzausschusses sollte der Unterschied zwischen Steuern, Gebühren und Beiträ-
gen bekannt sein. Die zitierte Zweckbindung, die intern festgelegt sei, könnten die 
Regierungsfraktionen für sich gelten lassen, aber rechtlich und politisch sei dies 
völlig unerheblich.

Änderungsantrag 12/1 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 12/3 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 12/9 (insgesamt) einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1201 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1202

Allgemeine Bewilligungen

Änderungsantrag 12/10 einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1202 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 1204 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1205

Kommunaler Finanzausgleich

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 12/11 mit zur Beratung auf.

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen antwortet auf Frage des Abgeord-
neten der Fraktion der FDP/DVP, bei der Erhöhung der Ansätze in Titel 633 02 
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– Zuweisungen an Stadt- und Landkreise zum Ausgleich von Mehrbelastungen 
nach § 11 Absatz 4 FAG –, die die Regierungsfraktionen in ihrem Änderungs-
antrag 12/11 begehrten, gehe es um zusätzliche Mittel für Wildtierbeauftragte und 
das Gesundheitsamt beim Stadtkreis Mannheim. Soweit beim Gesundheitsamt be-
reits Stellen des gehobenen Dienstes angesiedelt gewesen seien, weil es sich um 
einen Stadtkreis handle, müssten auch die Stellen im höheren Dienst finanziert 
werden. Deswegen mache sich dort eine weitere Erhöhung bemerkbar.

Änderungsantrag 12/11 (insgesamt) mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1205 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1206

Schulden und Forderungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 12/12 und 12/14 (geänderte Fassung) 
mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE nimmt Bezug auf die rapide Verschlech-
terung von Zinskonditionen und möchte wissen, was das Land unternommen ha-
be, um sich niedrige Zinsen zu sichern, und wie der Rechnungshof dies beurteile.

In der Vergangenheit habe sich z. B. das Land Hessen im Rahmen von Zinsswaps 
Zinsen in Höhe von etwa 1,5 % gesichert. Diese seien danach sogar in den Minus-
bereich gegangen. Das Land Hessen habe mithin ein Minusgeschäft gemacht.

Er regt an, sich angesichts der jetzt schnell gestiegenen Zinsen gegebenenfalls 
auch einmal interfraktionell darüber zu unterhalten, wie noch niedrige Zinsen für 
das Land gesichert werden könnten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erklärt zum Änderungsantrag 12/12 
der Regierungsfraktionen, die FDP/DVP lehne die Schuldenaufnahme ab. Eine 
geringere Schuldenaufnahme führte automatisch dazu, dass – unabhängig vom 
Zinsniveau – insgesamt weniger Zinslasten anfielen.

Dem Änderungsantrag 12/14 (geänderte Fassung) der Regierungsfraktionen stim-
me die FDP/DVP-Fraktion zu, weil nach ihrer Meinung die Zinsen tendenziell 
ohnehin zu hoch angesetzt seien. Zumindest in der Kalkulation sollten sie jetzt 
mit dem Änderungsantrag reduziert werden.

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen erläutert, Überlegungen, inwieweit 
sich das Land günstige Zinsen für lange Zeit sichere, müssten im Zusammenhang 
mit der Liquidität betrachtet werden. In den vergangenen Jahren, als es möglich 
gewesen wäre, sich auch Negativzinsen zu sichern, sei dies nicht genutzt worden, 
um Kredite auf Vorrat abzuschließen. Kredite, die jedoch z. B. hätten verlängert 
werden müssen, seien auch langfristig zu günstigen Konditionen aufgenommen 
worden. Zinsswaps habe das Land seit 2020 nicht mehr aufgenommen. Aber es 
gebe in Baden-Württemberg andere Institutionen, die das Instrument der Zins-
swaps wieder stärker nutzten. Hierüber steige das Finanzministerium gern in eine 
Diskussion mit dem Finanzausschuss ein.

Der Aussage, dass die Zinsen zu großzügig kalkuliert seien, müsse er widerspre-
chen. Dass dies nicht der Fall sei, zeigten die Entwicklungen am Zinsmarkt allein 
in den letzten sechs, neun Monaten, in denen sich die Zinssätze vervielfacht hät-
ten.

Der Änderungsantrag 12/14 (geänderte Fassung) ziele auf den Verzicht auf Re-
strukturierungsmaßnahmen. Dabei gehe es nicht um Zinsen, die zu üppig kal-
kuliert worden wären. Im Gegenteil, wenn die EZB im Dezember erneut eine 
Zinssatzsteigerung beschließen würde, bewegte sich das Land hier sicherlich an 
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der „Kante“. Durch Restrukturierungsmaßnahmen sei in den vergangenen Jahren 
immer wieder versucht worden, sich quasi für die Zukunft durch Einmalzahlun-
gen von Zinsen freizukaufen. Je höher jedoch die Zinssätze regulär seien, desto 
unattraktiver werde dieses Freikaufen. Deshalb solle großenteils auf die Restruk-
turierung verzichtet werden, ohne dass das Land dadurch Schaden nehme.

Ein Vertreter des Rechnungshofs weist darauf hin, der Rechnungshof habe sich 
vor ein paar Jahren einmal intern das Kreditmanagement des Landes angese-
hen. Sollte sich im Nachhinein eine langfristige Zinsbindung als nicht vorteilhaft  
herausstellen, würde dies vom Rechnungshof nicht kritisiert. Dem liege ja immer 
eine Einschätzung zugrunde, die zu einem gewissen Zeitpunkt getroffen werden 
müsse.

Es habe zu früheren Zeiten, als man im Finanzministerium gedacht habe, die 
Zinsen würden nicht mehr weiter sinken, schon einmal langfristige Zinsbindungs-
geschäfte gegeben. Dies werde, wie gerade erwähnt, vom Rechnungshof nicht 
kritisiert. Allerdings habe der Rechnungshof damals geäußert, man solle dement-
sprechende Prognosen zum Teil besser aufzeichnen, besser evaluieren. So seien 
für das Kredit- und Liquiditätsmanagement neue Regelungen aufgestellt worden, 
wie man in Zukunft mit solchen Geschäften umgehe.

Der Rechnungshof wisse auch, dass die Swapgeschäfte eingestellt worden seien. 
Die Situation in Hessen sei aber anders gewesen, weil dies dort auf Vorrat ge-
macht worden sei. Baden-Württemberg dagegen habe immer Wert auf die Kon-
nexität gelegt. Sollte jetzt vor dem Hintergrund von Zinssicherungen wieder in 
solche Swapgeschäfte eingestiegen werden, würde sich der Rechnungshof dem 
grundsätzlich nicht verschließen. Dafür müssten dann aber Marktszenarien be-
wertet, abgeschätzt werden. Ob diese Szenarien letztlich allerdings einträten, wis-
se niemand. Wichtig sei nur, dass das Ganze von Anfang an nachvollziehbar sei.

Änderungsantrag 12/12 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 12/14 (geänderte Fassung) mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 1206 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1208

Staatlicher Hochbau

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 12/7 und 12/15 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD zeigt sich erfreut, dass in den Erläute-
rungen zu Titel 712 15 – Stuttgart, Neues Schloss, Sanierung und Neustrukturie-
rung Mitteltrakt (Planungsrate) – erwähnt werde, dass das Neue Schloss für die 
Bürgerschaft geöffnet werden solle. Er fragt, ob in jedem Fall eine Öffnung des 
Neuen Schlosses für die Bürgerschaft vorgesehen werde.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen erwidert, es gehe hier um Pla-
nungen für den Mitteltrakt. Der Mitteltrakt werde bekanntlich vom Staatsministe-
rium genutzt und sei auch der Bereich, in dem historische Dinge zu zeigen seien. 
In der Tat sei es Zielsetzung und Bestandteil der Planung, zumindest Teile des 
Mitteltrakts besser zugänglich zu machen. Selbstverständlich gehe es aber auch 
darum, die notwendigen Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen in diesem 
Bereich durchzuführen.

Änderungsantrag 12/15 (insgesamt) einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag 12/7 mehrheitlich abgelehnt.
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Kapitel 1208 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1209

Staatsvermögen

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 12/16 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erkundigt sich zu diesem Ände-
rungsantrag der Regierungsfraktionen danach, ob es schon immer Praxis gewesen 
sei, landeseigene Flächen zur Unterbringung von Flüchtlingen unentgeltlich zu 
überlassen und die Erstattung entsprechend zu reduzieren.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen führt aus, dies sei bisher nicht 
gängige Praxis gewesen. Bislang sei man bei der Mietzinsfestlegung an das untere 
Ende gegangen. Es habe davon aber auch Ausnahmen gegeben, in denen auf den 
Mietzins verzichtet worden sei. Um sich Diskussionen darüber zu sparen und 
handlungsfähig zu sein, wenn Räumlichkeiten schnell gebraucht würden, werde 
mit dem Änderungsantrag vorgeschlagen, hier generell auf den Mietzins zu ver-
zichten. Solange es bei der Spitzabrechnung bleibe, sei dies auch keine große Be-
lastung für den Landeshaushalt, jedoch der einfachere Weg.

Änderungsantrag 12/16 mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1209 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1210 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1212

Sammelansätze

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 12/2, 12/4, 12/5, 12/8, 12/13, 12/17, 
12/18 und 12/19 sowie den Entschließungsantrag 12/6 mit zur Beratung auf.

Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion erinnert daran, der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP habe im Rahmen 
der Beratung des Einzelplans 09 – Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-
tegration – eine Frage zu Kapitel 1212 Titel 359 12 – Entnahme aus der Rücklage 
für das Maßnahmenpaket „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ gestellt. Sie 
kommt auf diese Frage zurück und führt aus, dass bundesweit etwa 6 000 Anträge 
gestellt worden seien. Darauf entfielen für Baden-Württemberg deutlich über 600. 
Das Bundesamt für Soziale Sicherung habe noch nicht alle Bescheide für Baden-
Württemberg erteilt bzw. es lägen noch nicht alle Bescheide vor. 

Während zunächst beabsichtigt gewesen sei, in Baden-Württemberg aus ver-
waltungsökonomischen Gründen pro Träger zu bescheiden, habe man sich doch 
entschlossen, Einzelbescheide zu erlassen. Dies bedeute, dass deutlich über  
600 Einzelbescheide zu erlassen seien. Diese befänden sich in Arbeit. Aufgrund 
des Kassenschlusses des Landes finde die Auszahlung jedoch nicht im Dezember, 
sondern beginnend ab Januar statt. Aber es könne noch nicht alles beschieden 
werden, weil noch nicht alle Bescheide des Bundesamts für Soziale Sicherung 
zugegangen seien.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP fragt nach, ob es richtig sei, dass 
Baden-Württemberg das einzige Bundesland sei, in dem bis jetzt noch keine Be-
scheide ergangen seien. Wenn dies so sei, stelle sich für ihn die Frage, warum die 
anderen Bundesländer mit den dann 5 400 Fällen einen anderen Weg gegangen 
seien und Förderbescheide bereits hätten erteilen können.
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Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integra-
tion erklärt, ob Baden-Württemberg das einzige Bundesland sei, könne sie nicht 
beantworten, weil ihr dazu die Übersicht fehle. Auch die Frage, welchen Weg die 
anderen Bundesländer gewählt hätten, könne sie ad hoc nicht beantworten. Sie 
sagt zu, beide Fragen schriftlich zu beantworten.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP greift zum Änderungsan-
trag 12/18 der Regierungsfraktionen die Nummer 32 des Haushaltsvermerks auf:

	� für Mehrausgaben bzw. zum Ausgleich von Mindereinnahmen aufgrund 
von notwendigen landesspezifischen Stabilisierungsmaßnahmen aufgrund 
der globalen Auswirkungen infolge des völkerrechtswidrigen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine.

Er möchte wissen, um welche Maßnahmen es sich hier handle, ob dies ein zusätz-
liches Beteiligungsprogramm sei bzw. ob so etwas vorgesehen sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bemerkt, sollte es irgendwann zu Ent-
nahmen aus den Rücklagen kommen, sei ja der Finanzausschuss zuständig, sobald 
diese über 7,5 Millionen € lägen. Er fragt, ob dann, wenn die Entnahmen unter 
7,5 Millionen € lägen, davon ausgegangen werden dürfe, dass es analog zu dem 
Verfahren in der Coronapandemie zumindest einen regelmäßigen Bericht des Fi-
nanzministeriums darüber gebe, damit der Finanzausschuss wisse, was mit der 
Rücklage geschehe und wie jeweils der aktuelle Stand sei.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen merkt an, sie denke, dass sie 
dies analog dem Verfahren in der Coronapandemie zusagen könne.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erklärt auf die Frage zur Nummer 32 des 
Haushaltsvermerks, damit werde quasi die Ermächtigung gegeben, auch landes-
eigene Programme aufzufahren. Die Nummer 33 wiederum zähle ja auch explizit 
ein Beteiligungsprogramm, ein Mezzanine-Beteiligungsprogramm aus Eigen- und 
Fremdkapital, auf.

Änderungsantrag 12/17 einstimmig zugestimmt.

Die Änderungsanträge 12/13 (insgesamt), 12/4, 12/2 und 12/8 wer-
den jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 12/18 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 12/19 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 12/5 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1212 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Entschließungsantrag 12/6 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1221 bis Kapitel 1223 jeweils mehrheitlich genehmigt.

11.12.2022/12.12.2022/14.12.2022

Peter Seimer (ohne Kapitel 1201 und 1205)
Dr. Uwe Hellstern (für Kapitel 1201)
Gernot Gruber (für Kapitel 1205)
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